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Donnerstag,' den 7. September 1922. g 162. Jahrgaug.

Lageschront
Bemelans äußerte ſich wieder ſehr optimiſtiſch über vie

Berliner Verhandlungen.
Man rechnet allgemein mit einer großen

und Schuldenkonferenz im November.
Veratung des volkswirtſchaftlichen Ausſchuſſes des Reichs

tages über die Tenerungsmaßnahmen.
Die Abſtimmung der verfaſſunggebenden

lung über den Bekenntnisvorſpruch.
Vom klein- aſiatiſchen Kriegsſchauplatz.

Die Berſiner Derhundlungen,
ötarſer Optimismus bei den Belgiern,

Berlin, 7. September. Nachdem die belgiſchen Dele-
gierten Delgeroix und Bemelmans mit dem Bankier Phi-
lippſon und dem belgiſchen Geſandten am Mittwoch vor-
mittag vom Reichskanzler und dem Reichsfinanzminiſter
empfangen worden waren, fand am Nachmittag gleich nach
Tiſch die erſte materielle Beſprechung ſtatt. Jn großen
Umriſſen beſchäftigte man ſich mit dem in Frage ſtehenden
Problem. Die Beratungen zogen ſich bis tief in die Nach-
mittagsſtunden hinein. An amtlicher Stelle bewahrt man,
über den Jnhalt ſtrengſtes Still ſchweigen. Nur
ſo viel wird Gekannt, daß man ſich am Mittwoch mit
Detailfragen noch nicht befaßt hat, daß vielmehr die Ein-
zelberatungen vorausſichtlich erſt am Donnerstag beginnen
werden. Ein Termin iſt zur Zeit für den heutigen Donners-

Reparations-

Kirchenverſamm-

tag noch nicht angeſetzt worden, doch rechnet man damit,
daß bereits heute vormittag eine neue Beſprechung im
Reichsfingnzminiſterium ſtattfinden wird. Jn politiſchen
Kreiſen erwartet man, daß die Reichsregierung heute ihre
Vorſchläge machen wird.

Bemelmanns gab dem Berliner Berichterſtatter
„Agence Havas“ eine Erklärung ab, in der er ſagte: Am
erſten Tag der Verhandlungen zwiſchen den beäden belgiſchen

der

Delegierten und der Reichsregierung hatten die Be
ſprechungen nur vorberatenden Charakter. Donnerstag wer-
den wir die Vorſchläge der deutſchen Regierung hören,

Jch habe die Ueberzeugung, daß die deutſche Regierung
uns ernſthafte und genügende Sicherheiten bieten kann,
die es erübrigen werden, die Goldreſerven der Reichsbank
in Anſpruch zu nehmen. Wenn man dennoch dieſe Reſerven
angreifen müßte, ſo würde es ſich nur um einen äußerſt
geringen Vetrag handeln (7?).

Fch bin daher Optimiſt
raſch fortſchreiten
Sonnabend nach-

und glaube, daß die Verhandlungen ſehr
werden. Jch rechne damit, daß wir am
mittag wieder abreiſen können.

Berliner Korreſpondent des Philadelphia Public
Leadger“ ſendet ſeinem Blatte einen Bericht auf
von Jnformationen, die aus Kreiſen der belgiſchen
gation ſtammen. Jn dieſer Meldung wird darauf hinge-
wieſen, daß die Entſcheidung der Reparationskommiſſion
nur temporär war.

Die Alliierten wollten lediglich Zeit gewinnen,
um genau das Problem der Reparationen zu ſtudieren.
belgiſche und die deutſche Regierung arbeiten auf der gleichen

Baſis, nämlich, daß die Entſcheidung Reparations-
kommiſſion dazu beſtimmt geweſen ſei, Deutſchland eine
Atempauſe zu geben. Die Ziele, die beide Regierungen er-
ſtreben, beſtanden darin, brauchbare Garantien zu finden.
Gold würde Belgien nur dann verlangen, wenn Deutſchland
eine anderen Garantien geben könne, Belgien wurde dann

damit „zufrieden“ ſein, daß dieſes Gold dann von
deutſchen Regierung den Banken überwieſen würde.

Die November-Keparationskonferen,.

Wie unſer Berliner Vertreter aus zuverläſſiger Quelle
erfährt, rechnet man mit einer Dauer der Konferenz bis
Freitag und Sonnabend. Von beſonders gutunterrichteter
Seite ſprach man ſich ungefähr folgendermaßen über die
Lage aus: Die Entſcheidung der Reparationskommiſſion
bedeutet keine Löſung der Frage. Die Löſung kann nur durch
die große Konferenz erfolgen, auf der die Reparationsfrage
in allen ihren Zuſammenhängen behandelt wird. Mit ihrem
Zuſammentritt und zwar im November ſcheint man in
Kreiſen, die der Gegenſeite naheſtehen, mit Sicherheit zu
rechnen.

Nach dem „Evening Standard“ ſoll eine interalliierte
Konferenz über die geſamte Frage der Reparationen und
interalliierten Schulden zu einem Zeitpunkt vor dem
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1 November vereinbart werden.

wegen die leuerung,
Tagung des Volks wirtſchaftlichen Ausſchuſſes des

Reichstages.
Volk wirtſchaftlichen Ausſchuß
Dr. H er. tz (USPD.) geſternVerlin, 7. Sept. Jm

des Reichstags ſtellte der Abg.
folgenden Antrag:

Die Notlage der Preſſe
kann mit den in dem Geſetz über Maßnahmen gegen die wirt-
ſchaftliche Notlage der Preſſe vom 21. Juli 122 beſchloſ-
ſenen Rückvergütungen nicht wirkſam bekämpft werden. Die
ſeit der Verabſchiedung dieſes Geſetzes eingetretene unge-
heuere Preisſteigerung bedroht die große Mehrheit der ge-
ſamten politiſchen Tageszeitungen mit baldigem Zuſammen-
bruch. Der Ausſchuß fordert deshalb von der Reichsregie-
rung die ſofortige Durchführung folgender Maßnahmen: 1.)
Feſtſetzung von Höchſtpreiſen für Holz, Holzſtoff, Zellſtoff,
und Druckpapier: Zuſammenſchluß der Erzeuger von Zell-
ſtoff, Holzſtoff und Druckpapier zu Vereinigungen zum Zwecke
der Feſtſetzung von Einheitspreiſen und Preisausgleich unter
behördlicher Mitwirkung (8 1 Abſ. 3 des Geſetzes vom 21.
Juli 1922): 2.) erträgliche Zahlungsbedingungen und Kre
ditbedingungen für die Preiſe; 3.) Sicherſtellung der zur Pa
piererzeugung notwendigen Rohſtoffe, Holz, Zellſtoff, und
Holzſtoff, ſowie des Druckpapiers.

Reichswirtſchaftsminiſter Schmidt gab ſodann
neberbvlick über die gegenwärtige wirtſchaftliche Lage

Als größtes Unglück für unſere gegenwärtige Lage be-
zeichnete er den ſchlechten Stand der Mark. Daneben dürfe
uns die Scheinblüte unſerer Wirtſchaft nicht über ihre Not
lage hinwegtäuſchen, die einmal auf der großen Paſſivität
unſerer Handelsbilanz und ſodann auf der kataſtrophalen
Kohlenlage beruhe. Der Miniſter befaßte ſich dann mit der
weiteren Erhöhung der Rohvapierpreiſe und den damit ent-

einen

ſtehenden, neuen Gefahren für das Fortbeſtehen der Zei
tungen. Da der Finanzminiſter durch die Verhandlungen
in der Reparationskommiſſionsfrage am Erſcheinen ver-
hindert iſt, trat der Ausſchuß ſofort in die Beſprechung
der Ausführungen des Wirtſchaftsminiſters ein.

Als erſter Redner erhielt der Abg. Dr. Gilde meiſter
(DVp.) das Wort, der ſich darüber beklagte, daß in wichtigſten
wirtſchaftspolitiſchen Fragen Entſcheidungen auf das Gut-
achten des Reichswirtſchaftsrates hin gefällt ſeien, vhne vor-
her den Reichstag zu hören. Der Redner wandte ſich dann
gegen die Einfuhrſperre des Tabaks.

In der Nachmittagsſitzung
nahm zunächſt Oberfinanzrat Frommer vom Reichsfinanz-
miniſterium das Wort Er führte aus: Das Reichsfinanz-
miniſterium beſchäftigt ſich fortgeſetzt mit der Frage, wie
eine Währungsreform durchzuführen ſei, gilt doch die Beſſerung
der Wirtſchaftslage für die erſte Vorausſetzung einer jeden
Währungsform. Währungstechniſche Maßnahmen allein ohne
vorhergehende wirtſchaftliche Reformen ſind von vornherein
zur Ausſichtsloſigkeit verurteilt. Die Beſſerung der Wirt-
ſchaftslage, die Erreichung einer aktiven Zählungsbilanz iſt
unbedingt das Primäre, die währungstechniſchen Maßnah
men ſind das Sekundäre. Abg. Diſſmann (USPD.) er
läutert die Vorſchläge der Gewerkſchaften zur Behebung der
allgemeinen Teuerung. Der Redner empfiehlt der Reichs
regierung rückſichtsloſeſten Kampf gegen alle Rafferei und
Schlemmerei, gnadenloſe Schließung aller hierfür in Frage
kommenden Gaſtſtätten, Vergnügungslokale, Likörſtuben und
Tanzdielen. Er befürwortet die Sperrung der Tabakein-
fuhr und fordert ein Verbot der Branntweinherſtellung und
des Starkbieres.

Der Abg.
Antrag auf

Feſtſetzung des Preiſes für Umlagegetreide
für das erſte Viertel der Umlage. Hierbei ſei von dem
Grundſatze auszugehen, daß dem Erzeuger die Geſtehungs-
koſten mit Berückſichtigung der heutigen Geldentwertung er-
ſetzt würden, daß ihm ein angemeſſener Unternehmergewinn
und ein Erſatz gegenüber der Steigerung der Koſten der
künftigen Erzeugung geſichert werde. Abg. Gerſten
berger (D. Vp.) ſtellt den Antrag, die Reichsregierung
möge wenigſtens auf ein Vierteljahr 1. ein Verbot aller
Zuckerbäckereien Herſtellung von Zuckergebäck und Naſche-
reien) erlaſſen: 2. angeſichts der ausſichtsreichen Kartoffel-
ernte den Zuſatz von 15 Prozent Kartoffeln zum Brot
anordnen: 3. den Verkauf von Weißbrot nur gegen Karten
für Kranke weiterhin zulaſſen; 4. das Reichsfinanzmini-
ſterium veranlaſſen, daß der Depotzwang aufgehoben werde.
Abg. Hugo (D. Vp.) beantragt, daß die Tabakeinfuhr-
ſperre unverzüglich aufgehoben werden ſolle. Dieſer Antrag
wurde auch von den Deutſchnationalen unterſtützt. Reich s-
wirtſchafts miniſter Schmidt hob hervor, in etwa
vierzehn Tage werde die Nottlage über die Zollerhöhungen
eingebracht werden, was dann zur Aufhebung der Sperre
führe.

Reichsminiſter Fehr führt aus, es müſſe zugegeben wer-
Dden, daß die im Umlagegeſetz feſtgeſtellten Preiſe für das
erſte Drittel der Getreidenmlage hente keine augemeſſene
Entſchädigung mehr darſtelle. Deshalb müſſe die Kommiſſion
die Frage prüfen, wie die Preisgeſtaltung ſich anpaſſen müſſe.
Es ſei zur reibungsloſen Abwickelung des erſten Drittels
notwendig,, daß die Preiſe ſich in irgend einer Weiſe, die ſich
ſelbſtverſtändlich mit dem Geſetz vertragen müſſe, einer Re-

Schiele (Dnatl.) begründet hierauf ſeinen

Sforza, della Toretta, Schanzer-.
(Deutſches Futereſſe an ger zentralenropäiſchen Kriſis).

von Dr. Bruno Rückert.
Dieſe drei Namen bezeichnen die einzelnen Phaſen

der italieniſchen Außenpolitik nach dem Kriege. Nach den
Opfern, die Jtalien an der Seite der Entente im Kriege
gebracht hatte, verlangte das italieniſche Volk konkrete Er-
rungenſchaften von ſeinen Staatsmännern. Gebi.etser
weiterungen kamen für Jtalien nur im Norden und Nord-
oſten in Frage (außer den kolonialen Anſprüchen, die Jtalien
aus dem Londoner Vertrag yon 1915 hatte). Aber ſelbſt
hier war noch ein kritiſcher Punkt: Fiume. Die Kämpfe
um Fiume ſind noch zu deutlich in Erinnerung, ſodaß
jener Hinweis genügt. Bei der unſicheren Stellung Jtaliens
innerhalb der Entente war es eine unumgängliche Notwen-
digkeit, daß Jtalien verſuchen mußte, auf die Nachfolge-
ſtaaten Oeſterreichs irgendwie politiſchen Einfluß zu ge
winnen. Dazu waren nach der damaligen Lage zwei Wege
möglich: entweder unterſtützte Italien den von Frankreich
propagierten Plan einer Donaukonföderation, die aller
dings gleichbedeutend war mit einem Block der ſlawiſchen
Staaten, der Jtalien unerträglich und recht gefährlich wer-
den konnte: oder Jtalien begünſtigte den Anſchluß Oeſter-
reichs an Deutſchland, dann hegte man Sorge um die
Gefahr um Südtirol, zu welcher Annahme Dr. Simons
viel beigetragen hatte, als er einmal Südtirol als den
dauernden Zankapfel zwiſchen Deutſchland und Jtalien be
zeichnete.

Jmmerhin,
immer das Gefährliche.

blieb für Jtalien
Und ſo ſuchte Jtalien der Kon-

ſolidierung einer ſolchen, wo es nur konnte, entgegenzu-
treten. Jn Paris fand Jtalien immer ein bereitwilliges
Ohr für ſeine Schmerzen, ſobald Frankreich die italieniſche
Stimme innerhalb der Entente zu einem Vorgehen gegen
Deutſchland notwendig hatte. Der Exponent dieſer Politik
war Graf Sforza. Sie erſchien zunächſt recht ſchwankend,
offenbarte aber deutlich ihr Ziel einmal in der Zuſammen-
kunft Giolittis mit Millerand in Aix-les-Bains (Herbſt
1920), ſodann in der Einigung mit Südſlawien im Ver-
treg von Rapallo (Nov. 1920), und beſonders in dem
Anti-Habsburg-Abkommen. Dieſes Ziel war kein anderes
als: Anſchluß Jtaliens an die kleine Entente, zu der Prag
und Belgrad den Grundſtein in dem Vertrag vom 14. 8.
1920 gelegt hatten. Jtalien wollte mit dieſer Politik ſich
von einem Druck befreien und in Ruhe den Krieg in ſeinem
geprüſten Lande liquidieren. Jugoſlavien wollte offenbar
gleichfalls Frieden mit Jtalien, um auf dem Balkan ſeine

die Donaukonföderation

Pläne um ſo eifriger verfolgen zu können. Aber die Fiunme
frage beſtand nach wie vor; d'Annunizo komplizierte ſie,
ſo gut er konnte, wobei ihm die nationaliſtiſchen Kreiſe
Jtaliens mit ſtaunenswerter Energie den Rücken ſtärkten.
Die Folge war der Sturz Sforzas im Juli 1921. Man
warf ihm vor, er habe der Kräftigung des ſlawiſchen
Elementes Vorſchub geleiſtet; denn inzwiſchen war die kleine
Entente entſtanden, ihre Geburtsſtätte war aber Paris
und nicht Rom, und der Taufpate war Beneſch und nicht
Sſorza Ferner warf man Sforza vor, er hätte ſich in
Ungarn den natürlichen Bundesgenoſſen gegen Jugoſlavien
ſichern wollen.

Das war die Lage, die Toretta vorfand, als er von
ſeinem Geſandtenpoſten in Wien in das Außenminiſterium
in Rom einzog. Giolitti hatte Bonomi P gemacht.
Während Sforza in Paris ſich an die Rockſchöße Frankreichs
gehängt hatte, ging Toretta nach London, wo er die

Unterſtützung Lloyd Georges in der albaniſchen Frage
erreichte, ſie jedoch mit der Paſſivität den vorderaſiatiſchen
Vorgängen gegenüber bezahlen mußte. An der Donau er-
ſtrebte Toretta eine balance of power, und ſo unterſtützte
er die ungariſchen Wünſche in der Frage der Oedenburger
Abſtimmung auf der Konferenz in Venedig (Oktober 1921).
Jtalien unterband damit die Schaffung einer Landesver-
bindung zwiſchen der Tſchechoſlowakei und Jugoſlavien.
Oeſterreich wurde gezwungen, in das Plebiszit einzuwilligen
unter Androhung der Verſagung finanzieller Hilfe ſeitens
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Jtaliens. Ungarn wird von Jtalien gegen die ſlawiſchen
Mächte ausgeſpielt, das iſt das Kennzeichen der zweiten
Phaſe der italieniſchen Außenpolitik nach dem Kriege.

Mit dem Namen Schanzer verbindet ſich der dritte
Abſchnitt, der zwar dem zweiten recht ähnlich ſieht, aber
doch grundverſchieden von ihm iſt. Schanzer erwartet alles
von der Hilfe der Engländer. Die Hegemoniegelüſte Frank-
reichs bedrütken Jtalien ſtark, und es wird Schanzer des-
halb nichts anders übrig bleiben, als zu Jugoſlavien im
beſonderen und zur kleinen Entente im allgemeinen wieder
den politiſchen Anſchluß zu ſuchen. Jn Genua, wo Schanzer
in allen Fragen mit Lloyd George zuſammenging, ebenſo
bei ſeinem Beſuch in London hat Schanzer nicht die erhoffte
engliſche Unterſtützung gefunden. Lloyd George hatte für



Jtalien zwar viele ſchöne Worte übrig, aber auch nicht mehr.
Wenn Schanzer trotzdem den Anſchluß an England beibehält,
ſo iſt hier nichts anderes maßgebend, als daß es die langen
ungeſchützten Küſten Italiens dieſem verbieten, ſich zu der

—ſtärkſten Seemacht im Mittelmeer in, Gegenſatz zu ſetzen.

Die Reiſe Seipels hat das mitteleuropäiſche Problem
wieder in den Vordergrund geſchoben. Jtalien war ge-
zwungen, zwiſchen der Politik Sforzas und Torettas zu
wählen. Schanzer hat ſich gegen den Anſchluß Deutſchlands
an Oeſterreich entſchieden, dagegen hat er dem jugoſlawiſchen
Außenminiſter Nineie mitteilen laſſen, daß er eine „ſehr enge
Fühlungnahme“ mit dey Staaten der kleinen Entente
wünſcht, insbeſondere mit Jugoſlavien auf der Grundlage
des Rapallovertragks. Ob es ſich hierbei zunächſt nur um
eine Beruhigung des Staatskomplexes der kleinen Entente
durch Jtalien handelt, oder ob die Anfrage an Jugoſlavien
ſo ernſt gemeint iſt, daß ihr bindende Verträge folgen
könnten, wird abzuwarten ſein. Tritt jedoch der letztere Fall
ein, ſo erhebt ſich die bange Frage, ob die Stellung Jtakiens
innerhalb der kleinen Entente ſo ſtark ſein wird, daß ſie
eine Slawiſierung des Südoſtens, Mitteleuropas verhindert
und damit eine völlige Botmäßigkeit Oeſterreichs unter
die kleine Entente eintritt, und damit der unruhige Balkan
noch weiter nach Mitteleuropa vorgeſchoben wird. Der
Völkerbund ſollte ſeine Aufgabe einmal unter dieſem Ge-
ſichtswinkel betrachten und ſeine Hilfe dementſprechend ein-
richten.

Jn Budapeſt beobachtet man dieſe Vorgänge recht ſcharf,
und wir hätten ebenfalls allen Gywund dazu: denn wie die
Dinge ſich auch entwickeln, die Stellung Oeſterreichs iſt
das Objekt dieſes politiſchen Kräfteſpieles.

viſion unterzogen werden. Vielleicht ſeien aus formalen
Gründen die im Geſetz feſtgelegten Preiſe unverändert zu
laſſen und ſtatt deſſen die noch nicht feſtgeſetzten Preiſe für
das zweite und dritte Drittel entſprechend zu erhöhen. Jeden-
falls ſei es notwendig, daß die Landwirtſchaft Klarheit dar-
über empfange, ob man ihre Verluſte bei Ablieferung des
erſten Drittels bei der Preisfeſtſetzung des zweiten und
dritten Drittels in Berückſichtigung ziehen wolle und deshalb
ſei baldigſter Zuſammentritt der Kommiſſion erwünſcht.

Alsdann vertagte ſich der Ausſchuß

Forderungen der s0)ioldemokruten.
Wie wir aus parlamentariſchen Kreiſen erfahren, werden

die durch den Zuſammenſchluß mit den Unabhängigen er-
ſtarkten Sozialdemokraten im Herbſt die Forderung aufſtellen,
daß eine teilweiſe Neubeſetzung der Regierung erfolgt, ſodaß
auch Vertreter der Nnabhängigen in die Regierung Eintritt
finden können. Vor allem wollen die Sozialdemokraten
eine Beſetzung des Außenminiſteriums durch einen Ver-
treter ihrer Partei durchſetzen. Obwohl ſich in den bürger-
lichen Parteien dieſen Forderungen gegenüber bereits Ge
genwirkungen bemerkbar machen, befürchtet man doch, daß
dem ſtarken Druck der Sozialdemokraten nachgegeben werden
muß

Rekordleiſtungen der Notenpreſſe.
Von der preußiſchen Finanzverwaltung wird mitgeteilt,

daß in den letzten zehn Tagen für 23 Milliarden Zahlungs-
mittel gedruckt und in Umlauf geſetzt worden ſind. Das ſind
insgeſamt 10 Prozent des geſamten Umlaufs Deutſchlands.
Die Tagesleiſtung der Reichsdruckerei iſt jetzt auf 2,6 Mil
liarden Papiermark geſtiegen. Sie wird noch im Laufe des
September auf faſt vier Milliarden Mark täglich geſteigert
werden, wodurch man die Zahlungsmittelnot zu beheben
hofft.

Beſchlagnahute eines ſüddeutſchen Kommuniſtenblattes.
Stuttgart, 7. September. Die Mittwochausgabe der

„Süddeutſchen Arbeiterzeitung“ würde beſchlagnahmt wegen
eines Aufrufes der übinger Gewerkſchaften gegen die
Regimentsfeier am Sonntag.

Erziehung zur Verantwortungsfreudigkeit.
Der Reichsverkehrsminiſter hat angeordnet, daß die

Geheimhaltung von Verfügungen nur noch dann vorge-
ſchrieben werden ſolle, wo zwingende Gründe des Staats-
wohles es verlangen. Die Beſorgnis, daß Maßnahmen der
Verwaltung in der Oeffentlichkeit oder in einem beſtimmten
1Perſonenkreis angegriffen oder Aufſehen erregen könnten,
ſolle nicht dazu führen, ein Schriftſtück als geheim zu be-
zeichnen. Für die Verwaltung ſolle leitender Grundſatz
ſein, die Anordnung, die ſie für notwendig hält, zu verant-
worten und eine Kritik ihrer Tätigkeit nicht zu ſchetten.

Das ſchlechte belgiſche Gewiſſen.
Der Unterſuchung in der Oberkaſſeler Mordſache durch

die deutſchen Behörden ſind belgiſcherſeits erhebliche Schwie
rigkeiten in den Weg gelegt worden. Man vermutete da-
raus ſofort, daß die belgiſchen Behörden von irgendwelchen
Tatſachen Kenntnis erlangt hätten, die das Gerücht auf-
kommen ließen, der belgiſche Wachtpoſten und der belgiſche
Sergeant ſeien von belgiſchen Soldaten und nicht von
Deutſchen ermordet worden.

Die verfaſfunggebende Kircherwerſammlung.
b Berlin, 7. September. Die Bekenntnisdebatte nahm
in der vierten Vollſitzung ihren Fortgang. Der Vizeprä-
ſident des Ev. Oberkirchenrats D. Dr. Kaftan begründet
den Standpunkt der oberſten Kirchenbehörde. Mit ſeiner
Faſfung des Bekenntnisvorſpruchs ſei der Ev. Oberkirchen-
rat einfach in der Linie geblieben, wie ſie bisher in der
preußiſchen Kirche eingehalten worden ſei. Es iſt nicht
wohlgetan, erklärte der Redner mit Nachdruck, daß hier eine
Formel vorliegt, bei der ſich jeder etwas anderes denken
kann. Auch wir wollen das Bekenntnis in unſerer Kirche

Antrag OQuiſtorp wird abgelehttt.
Ebenſo wird der Antrag der Freunde der „Freien

Volkskirche“ ſowie der Ev. volkskirchlichen Vereinigung auf
Wiederherſtellung der Formel des Ev. LOberkirchenrats und
Generalſynodal-Vorſtandes durch namentliche Abſtimmung
mit 134 gegen 71 Stimmen bei einer Enthaltung abr
gelehnt.

Wie griechiſche Niederlage

Eine neue Stellung der Griechen
Nach den letzten Nachrichten ſollen die Türken bereits

100 Kilometer vor Smyrna angelangt ſein und die Ort-
ſchaft Odeniſh in Brand geſteckt haben. Die griechiſche
Bevölkerung von Smyrna flüchtet aus der Stadt. Stambul
feiert den Sieg. Die Stadt iſt nach einer Meldung des
„Giornale d'Jtalia“ reich beflaggt. Die Moſcheen ſind ſämt-
lich überfüllt.
Die letzten Meldungen, die in London aus Kleinaſien

eingetroffen ſind, deuten an, daß ſich die griechiſche Armee
wieder teilweiſe von der Demoraliſation erholt habe. Dir
Griechen haben jetzt eine neue ſtark befeſtigte Linie einge-
nommen. die etwa achtzig Meilen von Smyrna entfernt
läuft. Jn dieſer Linie liegt die Stadt Alasgheher.

In Kreiſen der römiſchen Conſulta beſtätigt man, daß
die griechiſche Regierung mit der vollſtändigen Räumung
Kleinaſiens rechnet. Man befürchtet einen Gegendruck Grie-
chenlands auf dem Feſtlande gegen Konſtantinopel.

Die Lage des griechiſchen Kabinetts
iſt nach wie vor ernſt. Jn parlamentiſchen Kreiſen wünſcht
man unbedingt eine Umbildung, aber keine Demiſſion der
Regierung, da dies im gegenwärtigen kritiſchen Augenblick

einer Fahnenflucht gleichkommen würde. Die Erregung der
Bevölkerung iſt außerordentlich groß. J Piräus fiel die
Menge über eine Abteilung italieniſcher Matroſen her, die
zugebna der griechiſchen Armee Feigheit vorgeworfen haben
ſoll, und tötete mehrere von ihnen.

Beſtürzung in London.
Lloyd George hat ſeinen Urlaub abgebrochen und für

Donnerstag eine Kabinettsſitzung einberufen, die ſich außer
mit den Vorgängen im Oſten auch mit dem Stand der Re-

vparationsfrage und mit den iriſchen Angelegenheiten be-
faſſen ſoll. Die Tatſache, daß die Türken mit franzöſiſchem

Kriegsgerät, mit Tanks, ausgerüſtet ſind, wird in Londoner
Blättern ſtark betont und es wird die Frage aufgeworfen,
wer für dieſe Anſchaffung die notwendigen Geldmittel her-
gegeben habe, da die Regierung von Angora keine Kredite
beſitze.

Der „Newyork Herald“ will wiſſen, daß die alliierten
Oberkommiſſare in Konſtantinopel bereits Vorſchläge für
einen Waffenſtillſtand unterbreiten, die die vollſtändige Räu-
mung von Kleinaſien einſchließen. Die „Daily Mail“ will

wiſſen, daß die Waffenſtillſtandsvorſchläge für die Griechen
die Zuſicherung erhalten, ſich aus Kleinaſien unbehelligt von
den Türken zurückziehen zu können.

Aus Stadt und Umgebung
Beſtandenes Examen.

Der Oberprimaner Werner Wittich hat heute am Dom-

ſtudieren.
v

ſDoßſtütigkeilsabencl
jum Beſten des Chriſtionen-Daijenßauſes,

Alice von Beör-Grui ſel li hat, wie ſich feſtſtellen
ließ, das Stimmaterial ihrer Schülerinnen mit emſiger Aus-
dauer geformt und wird ferner unabläſſig beſtrebt ſein,
es weiter zu modeln, um ein kritiſch wertendes Publikum
von dem künſtleriſchen Ertrag ihrer Arbeit zu überzeugen.
Es iſt nach der Zuſammenſtellung des Programms nicht
möglich, einen allzu ſtrengen Maßſtab an den Geſang zu
legen, denn Arien haben Schliche und Schwierigkeiten, über
die mitunter ſogar eine Sängerin von Ruf ſtolpert. Die
jungen Damen wußten ſie zu umgehen, indem ſie mit
einer Schlichtheit, die dennoch nicht den Ausdruck vermiſſen
ließ, ſich ihrer ſchwierigen Aufgabe entledigten. Damit

verbanden ſie eine erſtaunliche Reinheit des Tons. Drei
Sängerinnen verdienen beſonderes Lob und Aufmerkſamkeit.
Martha Kranz, Margarete Arndt und Lotte Hedler. Frl,
Kran z ſang die Arie des Aeuzena aus dem „Troubadour“

mit heißer Jnnigkeit. Jhr volltönender Alt hatte ſchwin-
genden Ton und die Art ühres, Vortrags bewies neben
gründlicher Schule eine ſelbſtändige Einfühlungskraft in
das Weſen Verdiſcher, womöglich italieniſch-lyriſcher Muſik.
Das gleiche gilt von Margarete Arndt, die der Romanze

der Santuzza aus der Oper „Cavalleria ruſticang“ eine
beſondere Note verlieh, die unmöglich abgelauſcht, vielmehr

eigenen Empfindens ſein mußte. Lotte Hedler iſt eine
Maria Jvogün kleinen Formats. Ob ſie einmal das Größere
und Große der Münchenerin erreichen wird, muß eine ſpätere
Zeit und ehrlicher Kunſtwille ergeben. Jn der Garten-
ſzene des Gounod'ſchen „Fauſt“ ſang ſie den Siebel mit
einer Sicherheit und Bravour, die faſt als Virtuoſität zu
bezeichnen wäre. Zu weiteren Hoffnungen berechtigen HannaDietrich und Urſel Podolsky. Stimmlich wie dar-
ſtelleriſch zeigten beide Qualitäten, die zu ſteigern freudige
Aufgabe der Lehrerin ſein wird. Sämtliche anderen Sän-

gerinnen machten ihrer Lehrmeiſterin alle Ehre. Der große
Beifall zeigte die lebhafte Anteilnahme der Zuhörer.

Da der Saal voll, ja beinahe übervoll war, wird der
Abend wohl ſeinen eigentlichen Zweck erreicht haben. Kg.

Jur Frage des Preiswuchers,
Mitgeteilt vom Wirtſchaftsverband für Handel und Jnduſtrie,

Der Hauptausſchuß der Preisprüfungsſtelle Berlin hat
den Beſchluß gefaßt, in die Kalkulation des Verkaufspreifes
an Stelle des Geſtehungspreiſes den Wiederbeſchaffungspreis
der einzelnen Waren einzuſetzen. Handel und Gewerbe
wiſſen, welchen erbitterten Kampf ſie mit den Wucherbe-
hörden und Wuchergerichten um dieſe Frage zu führen hatten.

hochhalten. Aber in der Entſchließung des Ausſchuſſes Wenn auch angeregt wurde, durch einen bedeutſamen Aufſatz des
ſehen wir eine in die Zuſammenhänge eingeführte Neuerung
die tatſächlich eine lehrgeſetzliche Bindung darſtellt, und
nicht anders verſtanden werden kann.

Jn der Nachmittagsſitzung fand die Bekenntnisdebatte
nachdem ſie 3 Sitzungen gefüllt hatte, ihren vorläufigen
Abſchluß. Es ſprachen u. a. als Vertreter der Gemeinſchafts-
gruppe die Abg. Tittel und Hennes im Sinn unbedingten

Reichsgerichtsrat Zeiler und durch ein Urteil des Reichs-
gerichts, wonach der Marktpreis einer Ware für den Kauf-
preis bedeutſam ſei, in letzter Zeit manche Gerichte ſich dieſer
Anſicht angeſchloſſen hatten, ſo blieben doch die meiſten
Wucherbehörden und Gerichte noch bis zuletzt auf dem Stand-
punkte ſtehen, daß in erſter Linie die Geſtehungskoſten die
Grundlage der Beurteilung bilden müßten, wenn es ſich

Feſthaltens an den Beſchlüſſen des Ausſchuſſes und zum darum handelt, ob ein Kaufmann ſich des Preiswuchers
erſtenmal in einer preußiſchen Kirchenverſammlung zwei
weibliche Mitglieder: Frau Hoffmann und Frl. Fromm,
letztere unter Hinweis auf die ganze ähnlich Problem-
ſtellung beim Stuttgarter Kirchentag.

Sodann folgte die mit Spannung erwartete
Abſtimmung über den Bekenntnisvorſpruch.

ſchuldig gemacht habe.
Wenn jetzt die Preisprüfungsſtelle Berlin ſich zu der

Entſchließung durchgerungen hat, daß der Herſtellungs-
oder Beſchaffungspreis einer Ware heute nicht mehr die
Grundlage einer Verkaufskalkulation ſein kann, ſo ſpricht
ſie nur das logiſche Ergebnis der heutigen wirtſchaftlichen

Entwickelung aus. Was in Zeiten ſtabilen Geldwertez

an e lkAwwuifgymnaſium die Reifeprüfung abgelegt. Er wird Medizin Der Reichsarbeitsminiſter hat mit

richtig war, hat ſeine Geltung bei dem e ler dier
wert der heutigen Zeit längſt verloren. er Unter d
zwiſchen dem Beſchaffungpreis und den Wiederbeſchaffungs-
preis iſt heute ſo groß, daß die Frage, welchen Verkaufspreis
der Käufer einſetzen darf, eine Lebensfrage für die Kreiſe
von Handel und Gewerbe bildet. Gegen dieſe Anſchauung
der Preisprüfungsſtelle haben ſich jetzt die Gewerkſchaften
gewandt, die dieſen Punkt mit ihren anderen Forderungen
wegen Abhilfsmaßnahmen gegen die heutige Wirtſchafts
not der Reichsregierung unterbreitet haben. Die Geſetze
der Wirtſchaft laſſen ſich aber nicht durch Verordnungen
korrigieren, und es muß erwartet werden, daß die Einſicht,
wie ſie die Preisprüfungsſtelle Berlin gezeigt hak, auch all-
mählich die übrigen damit befaßten Preisprüfungsſtellen,
Behörden und Gerichte ergreift.

Noch in letzter Zeit wurde ein Gewerbetreibender Mer-
ſeburgs vom Landgericht Halle a. S. wegey Preiswuchers be
ſtraft, trotzdem er ſeinen Verkaufspreis unter dem Markt-
preis und Wiederbeſchaffungspreis gehalten hatte.

Der Stenvographenverein Stolze-Schrey
hielt vorgeſtern im „Bergſchlößchen“ eine recht gut beſuchte
Monatsverſammlung ab. Der 2. Vorſitzende, Kaufmann
Cäſar gab einleitend einen eingehenden Bericht über die
Verbands und Jubiläumstagung der Schule Stolze-Schrey
am 17. bis 22. Auguſt in Eiſenach. Hier wurden zunächſt die

Ergebniſſe der ſogen. Fernwettſchreiben der einzelnen Be-
zirke bekannt gegeben. Von den Merſesurger Wettſchreibern
konnten gute Erfolge erzielt werden: Jn der Abtlg. 200
Silben errang Alfred Mehler einen 1. Preis, 160 Silben
einen 2. Preis Karl Matzke und einen 3. Kurt Gimpel,
140 Silben je einen 1. Preis Kurt Papsdorf, Rudolf Wolf

und Franz Cäſar, einen 3. Preis Marta Burgmann, eine
lobende Erwähnung Otto Köhler. Alfred Mahler- Merſeburg
errang in 220 Silben eine lobende Erwähnung. Erwähnt
ſei die Leiſtung eines Mitgliedes des Berliner Kurzſchrifr-
verein der außer in deutſcher Sprache noch Diktate in 4
Fremdſprachen aufnahm: ſpaniſch und italieniſch 200 Silben,
griechiſch 160 Silben, lateiniſch 140 Silben, eine Leiſtung,
die kein anderes Syſtem aufweiſen kann. Jm Mittelpunkt der
Verbandstagung ſtand die Frage der Schaffung einer deut-

ſchen Einheitsſtenographie. Sie wurde in der geſchäftlichen
Sitzung, die außer vielen anderen Größen auf ſtenogra
phiſchem Gebiete auch von dem greiſen Mitbegründer der
Schule Stolze-Schrey, Ferdinand Schrey, beſucht war, aus-
giebig erörtert. Es iſt bereits mehrfach auf die Schwächen
jenes Einheits-Entwurfes hingewieſen worden (in ihm iſt
u. a. das unpraktiſche Gabelsbergſche Radzahn r verankect).
ſo daß hier nur noch einmal geſagt werden ſoll, daß der
Stenographentag in Eiſenach den Einheitsentwurf in dieſer
Form abgelehnt hat, weil er nichts Beſſeres, ſondern einen
Rückſchritt darſtellt. Jn ſeinem Vortrage über „Kurzſchrift
und Schule“ wies der altbekannte Mittelſchullehrer a. D.
Emil Stark- Magdeburg beſonders auf die Schwierigkeiten hin,
auf die dieſer Einheitsentwurf bei der Einführung in der
Volksſchule ſtoßen würde. Der Vorſitzende konnte ſodann
weitere Erfolge in der Vereinsarbeit bekannt geben. Am
31. Auguſt iſt ein Wiederholungskurſes mit 42 Teilneh-
mern durch ein Wettſchreiben mit erfreulichen Ergebniſſen
beendet worden. Am 1. September hat ein Wiederholungs-
kurſus für Redeſchrift mit 13 Teilnehmern begonnen. Am

Donnerstag, den 7. Sept. wird in der Landwirtſchaftlichen
Winterſchule um 8 Uhr ein Anfängerkurſus beginnen.
Außerdem iſt für die nächſte Zeit ein fremdſprachlicher Kurſus
vorgefehen.
Sinne des Wortes ſchloß ſich der geſchäftlichen Sitzung an.

Ein gemütliches Beiſammenſein im wahrſten

Tenerungsmaßnahmen für Militärrentner.
Zuſtimmung des

Reichsrats aus Anlaß der am 14. Auguſt d. J. einge-
tretenen Brotpreiserhöhung und der weiteren Zunahme der
allgemeinen Teuerung mit Wirkung vom 1. September d. J.
im Vordergrunde die Teuerungszuſchüſſe für Militärrentner
nach dem Geſetz vom 21. Juli d. J. weſentlich erhöht. Sie
betragen nunmehr monatlich für einen Schwerbeſchädigten
bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um 50 bis 80
v. H. 800 Mark, um mehr als 80 v. H. 1200 Mark, für eine
vaterloſe Waiſe 400 Mark, für eine elternloſe Waiſe 500
Mark, für einen Elternteil 600 Mark und für ein Eltern
paar 1000 Mark, für Empfänger eines Uebergangsgeldes
oder eines Hausgeldes und für Empfängerinnen einer Wit-
wenbeihilfe 800 Mark. Schwerbeſchädigte, die nur auf die
Rente angewieſen und nachweislich einen Erwerb auszu
üben nicht imſtande ſind, erhalten 1600 Mark, eine Witwe
unter den gleichen Vorausſetzungen 1200 Mark. Für Kin
der von Schwerbeſchädigten und Hausgeldempfängern wird
ein Zuſchuß von 350 Mark gewährt. Durch die Erhöhung der
Teuerungszuſchüſſe werden auch die Einkommensgrenzen, die
für die Bemeſſung der Teuerungszuſchüſſe maßgebend ſind,
entſprechend erhöht, ſo daß ein größerer Perſonenkreis als
bisher zum Bezug eines Teuerungszuſchuſſes berechtigt iſt.

Der Fünfzigtauſender.
Jn der Reichsbank wird augenblicklich die Ausgabe

einer ganzen Reihe von neuen Scheinen vorbereitet. Das
größte Jntereſſe in dieſer Richtung dürfte die Ausgabe
von 50 000 und 100 000-Mark-Scheinen beanſpruchen Augen-
blicklich genügen noch die Zehntauſender, jedoch werden bei
fortgeſetzter Jn anſpruchnahme der Reichsbank die beiden
neuen Scheine bald in die Oeffentlichkeit gegeben werden. Jn
den nächſten Tagen werden bereits die Platten hergeſtellt.

Der 50 000-Mark-Schein wird wahrſcheinlich einen Kopf
nach einem Gemälde aus den Dürerſchulen tragen, das ſich
im Kölner Muſeum befindet. Jm übrigen iſt auch die Vor-
bereitung eines Fünftauſenders bereits ſehr weit vorge-
ſchritten. Die häßlichen proviſoriſchen 590-Mark-Scheine
werden in den nächſten Tagen durch reguläre, auf beiden
Seiten bedruckte Scheine erſetzt werden. Die Scheine weiſen
einen ſchönen, überſichtlichen Druck und reiche Guillochierung
auf. Auch die Farbenzuſammenſtellung darf als gelungen
bezeichnet werden. Die Vorderſeite trägt das Bruſtbild des
Junkers Jakob Meyer zum Pard. Die Note iſt etwas größer
als der Hundertmarkſchein.,

Die erſten reifen Aepfel
lachen uns bereits mit ihren rotbäckigen Geſichtern aus
dem dunklen Laube der Obſtbäume entgegen. Für den na-
turfreudigen Wandersmann hat es einen beſonderen Reiz,
zu dieſer Zeit die mit Aepfelbäumen eingefaßte Landſtraße
dahin pilgern zu können und die Bäume, von denen
der eine mit roſig angehauchten, der andere mit grünen,
der dritte mit dunkelroten, der vierte mit gelben „Kugeln“
illuminiert iſt zu betrachten. Glänzen die Früchte in
der Sonne, ſo mag es ſcheinen, als ſeien die Alleebäume
mit Lampions geſchmückt, ſo leuchtend buntfarbig iſt das
Bild! Nun legen die Pächter dieſes Reichtums bald die
Leitern an und begeben ſich mit ihren braunen Korb-
ſchwingen in die oberen Gemächer von Mutter Grün, um
die ſtolzen Parmainen und Reinetten, die Gravenſteiner und
Danziger, die Roſen- und Bohnen-, die Prinzen und
Fürſtenäpfel herab zu holen. Bei der Obſtzählung vom
Jahre 1905 zählte man im deutſchen Reiche über 32
Millionen Aepfelbäume, die eine Ernte von 612 Milli-
onen Aepfel ergaben. Und wie viele tauſende von Doppel-
zentnern ſind noch von Amerika herübergekommen, um
den Bedarf des Volkes an den herrlichen, geſunden Früchten

zu decken! Der größte Apfel, der bisher bekannt geworden
iſt, wurde vor einigen Jahren in dem Orte Hub in Baden
gepflückt; er hatte einen Durchmeſſer von 36 Zentimeter



und ein Gewicht von 875 Gramm, war alſo l Pfund
ſchwer. Die alten Deutſchen pflanzten gern einen Apfel-
baum an ihre Hütte, ſo daß jener dieſe beſchattete, alsdann
meinten ſie, gegen Blitz und Unwetter gefeit zu ſein z
ihrer Naivität ſetzten ſie auch bei ihren Göttern dieſelbe
Liebe und Verehrung für den Apelabum voraus, die ſie

Nach ihrer Anſicht verteilte Jduna,
die Gemahlin des Gottes der Dichtkunſt und der Skaldenß
Odins, bei himmliſchen Gaſtmählern Aepfel, die ewige Ju- nheute vormittag wieder aufgenommen worden. Man iſt nun-

mehrAgregen iſt man der Anſicht, daß noch verſchiedene Schwierig-

keiten zu überwinden ſind, da man nicht alle Forderungen
von belgiſcher Seite, wie ſie in den informatoriſchen Vor-
beratungen zur Sprache kamen, wird erfüllen können. Nichts-

Kammermuſikabend heute abend im Schloßgartenſalon.

ihm angedeihen ließen.

gend und Schönheit verbürgten.
Verſammlungen und Veranſtaltungen.

Merfeburger Rüdergeſellſchaft: Freitag um
Verſammlung im Bootshaus.

8,15 Uhr

9 7
tDie Regierung gegen die öchlemmer,

Das vreußiſche Miniſterium des Jnnern veröffentlicht
durch den amtlichen Preußiſchen Preſſedienſt
unweſens dienenden Verfügung. Der Sinn der neuen Maß-
nahme iſt, den übermäßigen Verzehr
den Gaſthäuſern, Dielen, Bars uſw., der über
weils in den einzelnen Ortſchaften von den
feſtzuſetzende Höchſtgrenze hinausgeht, durch eine geſtaffelte

eine

Steuer zu erfaſſen und die aus dieſer Steuer eingehenden h
der Lebensmittelverſorgung guehmenGelder Fonds zuzuführen, die

der unbemittelten Bevölkerung zugute kommen ſollen.
Jm Anſchluß an die Verordnung wird auch gleich in

der Anlage ein Muſter zu einer kommunalen Steuer-
faſſung als Anhalt dienen kann.

Aus dem Steuerordnungsformular iſt

Uebermäßig der Verzehr, ſoweit das für die Verab-
reichung von Speiſen, Getränken uſw. dem Verzehrer in
Rechnung geſtellte Entgelt für eine einmalige Bewirtung und
für eine Perſon den vom Gemeindevorſtand

iſt

an
zehrers, wenn nach den Umſtänden anzunehmen iſt, daß die
Unterbrechung des Verzehrs lediglich in der Abſicht
Steuerumgehung ſtattgefunden hat.

Der für eine einmalige Bewirtung und für eine Perſon
ſteuerfrei bleibende Höchſtbetrag wird vom Gemeindevorſtand

feſtgeſetzt
an

erſtmalig bei Verkündupg dieſer Steuerordnung
und bekanntgemacht. Der Gemeindevorſtand prüft in
gemeſſenen Zeitabſchnitten ukch, ob der feſtgeſetzte Höchſt-
betrag noch den Verhältniſſen entſpricht und ſetzt
danach erforderlichenfalls anderweit feſt.

Die Steuer beträgt wenn die Rechnung für eine ein-z
malige Bewirtung und für eine Perſon den Höchſtbetrag

a) um ein Viertel oder weniger überſteigt, 50 v. H.
d b) um mehr als ein Viertel bis zur Hälfte überſteigt,

O.
c) um mehr als die Hälfte überſteigt,

des überſteigenden Betrages.
Der Betriebsunternehmer (Gaſtwirt
Eingang der Steuer. Er hat ſie vom Verzehrer

erheben und innerhalb einer vom Gemeindevorſtand
zu beſtimmenden Friſt an die Gemeindekaſſe abzuführen.
Verweigert der Verzehrer die Entrichtung der Steuer, ſo
hat der Betriehsunternehmer dem Gemeindevorſtand unter
Namhaftmachung des Verzehrers und unter Angabe des
geſchulbeten Steuerbetrages davon Anzeige zu erſtatten,
Der Verzehrer iſt in dieſem Falle verpflichtet, dem Be
triebsunternehmer ſeinen Namen und Wohnort anzugeben
Der Betriebsunternehmer hat für jede Bewirtung dem Ver-
zehrer eine mit dem Tagesdatum verſehene Rechnung aus-
zuſtellen und auf ihr geſondert neben dem Rechnungsbetrage

100 v. H.

uſw.) haftet für
den
zu

den Steuerbetrag zu vermerken.
Was die Gaſtwirte dazu ſagen.

Dieſe neue Verfügung in der preußiſchen Staats-
regierung, die das auf Verpflegung in Reſtaurationen ange-
wieſene Publikum in erſter Linie intereſſiert, iſt in ſeinen
Ausführungsbeſtimmungen reichlich unklar gehalten.

Zunächſt iſt der Begriff „Schleminerei“ nicht hinreichend
genug erklärt. Wenn man überhaupt dieſen Begriff in
Anwendung bringen will, ſo geht esnicht an, daß man
ihn nur, wie es die preußiſche Staatsregierung tut, auf

des Konſfums bezieht, während man die Qua-
Jität ganz außer Acht läßt. Wie kann man aber denjenigen
beſteuern, der, um ſich der Schlemmerſteuer zu entziehen,
nicht in einer, ſondern in mehreren Gaſtwirtſchaften ſpeiſt?
Das iſt natürlich ganz unmöglich.

Und wie will die Gemeinde überhaupt ſteuerlich vor-
gehen Nach dem neuen Geſetz iſt ſie verpflichtet, für
eine einmalige Bewirtung und für eine Perſon einen Höchſt-
betrag feſtziſſetzen. Wird dieſer Höchſtbetrag überſchritten,
ſo tritt ein prozentualer Aufſchlag hinzu. Wie aber will die

die Quantität

Gemeinde dieſe Höchſtgrenze feſtfetzen? Sie kann doch nicht
etwa einen Einheitspreis beſtimmen, der auf alle Gaſt-
wirtſchaften, Schankſtätten uſw. angewendet ird.

Ein erſter Hotelfachmann Berlins äußert ſich über
die Durchführung des neuen Geſetzes. Der Hoteldirektor hält
das Geſetz, nach ſeiner bisherigen Form zu urteilen, für
undurchführbar. Allein die techniſchen Umſtellungen des
ganzen Gaſtwirtſchaftsapparates ſeien derart ſchwierig, daß
eine geraume Zeit vergehen würde, bis überhaupt das neue
Geſetz tatkräftig in Anwendung kommen kännte. Eine ge-
naue Kontrolle in einem großen Reſtaurationsbetriebe, in
dem täglich mehrere hundert Perſonen beköſtigt würden.
ſei unmöglich. Die Verfügung ſei ohne Fühlungnahme mit
dem intereſſkerten Gewerbe erlaſſen worden und dieſe Welt-
fremdheit der Regierung ſei der Verfügung in jedem Satz
anzumerken.

Aus Provinz und Beich
Zwei Kinder von der Straßenbahn überfahren.
Halle, 6. September. Geſtern nachmittag wurden in

der Ranniſchenſtraße zwei Kinder von der elektriſchen
Straßenbahn überfahren. Sie waren aus einem Laſtauto
geſtiegen und wollten die Straße überſchreiten, als im
ſelben Augenblick von hinten ein Straßenbahnwagen der
Linie 3 in ſchneller Fahrt herankam und die Kinder er-
faßte. Dem älteren der beiden Mädchen (Schweſtern) wurde
ein Bein abgefahren, ſie trug außerdem noch ſchwere Kopf
verletzungen davon, an deren Folgen ſie auf dem Trans-
port nach dem EliſabethKrankenhaus verſtarb. Die jüngere
kam mit leichteren Hautabſchlürfungen davon. Die Schuld-
frage iſt noch nicht geklärt.

Die Unregelmäßigkeiten im Berliner Polizeipräſidium.
Berlin, 6. September. Zur Wiederverhaftung des durch

Unregelmäßigkeiten im Polizeipräſidium entwichenen Geld-
ſchrankeinbrechers Pieper war von der Kriminalpoltzei ein
Keſfeltreiben veranſtaltet worden, das auch zur Ermittelung
und Verhaftung Piepers führte. Diefer hatte bei einem
Angehörigen in der Pücklerſtraße 41 Unterſchlupf gefunden.
Dort wurde er in aller Frühe überraſcht und feſtgenommen,
ehe er Widerſtand leiſten konnte. Unter ſicherer Bewachung
wurde er in das Polizeipräſidium eingeliefert.

95denWortlaut ſeiner neueſten, der Bekämpfung des Schlemiffer-

d. h. den Konſfum in

je z i bot tBehörden rungsabkommens Für befriedigt.
namentlich über Art. 4 des Vertrages, der die

rungen betrifft, wurde feſtgeſtellt, daß Luberſae im Einver-7

hervorzuheben
zunächſt die Begriffsbeſtimmung des übermäßigen Verzehrs:

Frichterſtatter über das Budget des Aeußern hat den Miniſter
präſidenten in Kenntnis geſetzt, daß er ihn über „die An
wendung

feſtgeſetzten
Höchſtbetrag überſteigt. Als einmalige Bewirtung gelten auch

demſelben Tage wiederholte Bewirtungen desſelben Ver

derDollar notierte
F mittags 1225.

Zeitungen des Jn- und Auslandes, u. a.
„„Nowoje Wrjemjaihn

breitet worden, die angeblich der frühere deutſche Botſchafter

Letzte Depeſchen
Schwierigkeiten in den Berliner Perhanciungen

Berlin, 7. September. (Eigener Drahtbericht.) Die
Beſprechungen zwiſchen den belgiſchen Delegierten und den
Vertretern der Reichsregierung bez. der Garantien ſind

in die Finanzberatung eingetreten. Jn politiſchen

deſtoweniger hofft man, daß die einzelnen Hinderniſſe über-
wunden werden und die Verhandlungen zu einem gedeih-
lichen Abſchluß kommen. Alle Gerüchte über das bisherige
Ergebnis der Garantieverhandlungen beruhen auf Kombi-

in Frankreich.
(Eig. Drahtber). Der beratende

ſich in der Frage des Sachliefes
Nach langen Erörterungen

Kohlenliefe-

September.
erklärte

Paris, 7.
Kammerausſchuß

Regierung gehandelt hat.mit der franzöſiſchen dedie franzöſiſche ReLuberſac ſelbſt hat der Preſſe erklärt,
gierung ſtimme dem Grundgedanken des Abkommens bei. Dies
heutigen Morgenblätter äußern ſich über das Abkommen

r pu z 9 3 cordnung überreicht, das den Gemeinden bei ihrer Beſchluß- in der Mehrzahl günſtig.
„Repargtionspolitik im Ruhrgebiet“,

Paris, 7. Sept. Der Senator Lucien Hubert, der Be-

einer wirkſamen Reparationspolitik im Ruhrge-
biet“ zu interpellieren wünſche.

Der heutige Vollarſtund: 1225.,
(Eigener Drahtbericht.) Der

1306 1325, um 12
Verlklin, 7. September.

heute vorbörslich

ngebliche deutſche Friedensbedingungen.

Verlin, 7. (Eig. Dr gewiſſenJn

in der Belgrader
September

ſind deutſche Friedensbedingungen

1914 mitgeteiltin Washington, Graf Bernſtorff im Jahre
haben ſoll. Nach dieſen Bedingungen ſollte u. a. ein be-
ſiegtes Frankreich mehr als ein Viertel ſeines Gebietez,
dazu ſämtliche Kolonien an Deutſchland abtreten. Die Ten-
denz ſolcher Meldungen iſt klar erkennbar. Graf Bernſtorff
hat derartige Aeußerungen niemals getan. Auch der frühere
deutſche Botſchafter in Konſtantinopel hat ſich niemals gegen-
über dem Vertreter der Vereinigten Staaten von Amerika

der Türkei in dieſem oder ähnlichem Sinne geäußert.
bloud George und Genf

London, 7. Sept. Reuter erfährt, daß Lloyd George
vahrſcheinlich eine Mitteilung Balfours abwarten wird, bevor
er zu einem endgültigen Beſchluß darüber gelangt, ob er an
der Zuſammenkunft des Völkerbundes teilnehmen ſoll. Ver-
ſchiedene ernſte Probleme, die jetzt große Aufmerkſamkeit
ſeitens der britiſchen Regierung beanſpruchen, machten es
zweifelhaft, ob Lloyd George in der Lage ſein werde, Eng-
land im gegenwärtigen Zeitpunkt zu verlaſſen.

ötreik der Poſtbcamten in Polen,
Wearſchau, 7. September. (Eig, Drahtbericht).
Nichtbewilligung ihrer wirtſchaftlichen Forderungen

Jnfolge
ſind

ämtliche Poſt- und Tele graphenbeamten in den Streik ge-
reten.

Der ungetreue Dienſtſtellenleiter, Kriminalkommiſſiar
Frenz, der frühere Kriminalbeamte Lenkwinat und der Pri-
vatdetektiv Grünberg, die bei der Befreiung Piepers ihre
Hand im Spiel hatten, wurden bereits dem Unterſuchungs-
richter vorgeführt

Ueber die Unregelmäßigkeiten und insbeſondere
das gemeingefährliche Treiben Detektivs Jakob
berg erfahren wir noch folgende Einzelheiten:

Grünberg hat eine ſehr dunkle Vergangenheit. Er
iſt aus dem Oſten eingewandert und leiſtete während des
Krieges an der öſtlichen Grenze Spionagedienſte, aber wie
häufig bei ſolchen Exiſtenzen, für beide Seiten. Später
ſchlug er in Berlin ſein Domizil auf und eröffnete in der
Templinerſtraße 11 ein Detektiv-Jnſtitut. Als Detektiv ſuchte
er ſich ſeine Kundſchaft in der Hauptſache unter den Lands
leuten. Leute Art, die wegen irgendwelchen Ver-
gehen mit dem Strafgeſetzbuch in Konflikt gekommen waren,
wandten ſich an Grünberg, der ihnen Hilfe jeder Art
verſprach. Er berief ſich dabei auf ſeine großen Ver-
bindungen und ſeinen Anſchluß. den er im Polizeipräſidium
ſelbſt habe. Ein angeblicher Rabbiner, der in Wirklichkeit
kein ſolcher war, ſtand ihm dabei zur Seite. Für ſeine
„Hilfe“ ließ ſich Grünberg hohe Vorſchüſſe geben, die er
auch in den meiſten Fällen erhielt. War das „Geſchäft“
für ihn nicht lohnend genug, ſo kehrte er den Spieß um,
ſetzte ſich mit der Polizei in Verbindung und ſpielte hie

über
Grün-es

dieſer

den Spitzel. Auch hier arbeitete Grünberg alſo wieder
nach beiden Seiten. Er verſtand es, an die Beamten heran
zukommen und bei ſeiner Kundſchaft den nicht ganz un-
gerechtfertigten Glauben zu erwecken, daß er Einfluß habe.
Grünbergs „Geſchäfte“ aber beſchränkten ſich nicht nur auf
Berlin. Viel umhergekommen, hatte er auch in anderen
Städten „Anſchluß“ gefunden. De

Erploſionskataſtrophe im Bergwerk.
40 Arbeiter verſchüttet.

London, 5. September. Bei einer großen Bergwerks-
exploſion in Wighthaven an der Cumberlandküſte wurden
40 Arbeiter in einem Schachte unter Steinkohlen ver
ſchüttet. Bisher ſind 25 Leichen geborgen worden. Es be-
ſteht wenig Hoffnung, auf Rettung der übrigen., die unter
einer rieſigen Trümmerlaſt liegen. Die Bergungsarbeiten
werden durch giftige Gaſe erſchwert. Zahlreiche am Ret-
tungswerk beteiligte Bergleute wurden beſinnungslos an
die Oberfläche gebracht.

Große Feuersbrunſt in einem franzöſiſchen Munitionsdepot.
Paris, 4. September. Nach einer HavasMeldung aus

Poitiers iſt heute früh ein Munitionsdepot, in dem eine
Feuersbrunſt ausgebrochen war, mit 3000 Granaten in
die Luft geflogen. Es fielen auch Granaten in die Stadt
Mehr als 1500 Meter vom Exploſionsherd entfernt iſt
an den militäriſchen Gebäuden und den Häuſern der Um-
gebung bedeutender Schaden verurſacht worden.

14350 rnationen. Znoten mit 1040 M., deutſch öſterreichiſche Noten mit 1
mit

Abſchwächung i n JGründe für den erheblichen, für die Mehrzahl der Werte bis

Prozent
Kanada

Sbüßten ungefähr 280 tunſerer vorigen Ausgabe erwähnte Dementi über die angeb-

liche kerver-Rgängig waren ſchließlich noch Stöhr Kammgarn, die 300
verloren.

Menſchen
leben ſind nicht zu beklagen.

handel und Perkehr,
Scharfe Rückgänge auf dem Deviſenmarkt.

mit den belgiſchen
auf

ſchubs

M. Schließlich wurden umgeſetzt:
„75

Mark, poltniſche Noten mit 17,37 M. und ungariſche Noten
59 M.
Nachdem der Dollarkurs bis 2 Uhr nachm.

Mark heruntergegangen war, konnte er ſich bis gegen
wieder auf 1275 1325 M. befeſtigen.

Die Mark in Newyork ſtark anziehend.
Die Mark notierte geſtern in Newyork um 9 Uhr 30
vorm. 0,08 0,081 M. rund 1248 Mark. (Schluß-

des Vortage 0,07-ets. 1428 Mark).
Effektenbörſe flau, aber ruhig

Die ſtarken Rückgänge des Deviſenkurſes gaben die Ver-
anlaſſung zu einer in dem Ausmaße wohl kaum begründeten

der führenden Jnduſtriepapiere. Jnnere

auf 1225
5 Uhr

200 06 betragenden Preisabſchlag lagen nicht vor. Auch
die ſonſt ſo bevorzugten exotiſchen Werte wurden in den
allgemeinen Kursrückgang hineingezogen. unter

160
verſchie-

Es hatten

anderem Abſchlag von5 proz.
dentlich bis

5 proz. Mexikaner einen
Tehuantepecr von 500 türkiſche Werte verſchi

zu 400 20 und Ungarn von 100 bis 550
zu verzeichnen. Erheblich gedrückt waren ferner

mit 1000 Lombardiſche Prioritäten, alte ſowie
neue, bis zu 200 Hamburg-Süd bis zu 21006 und ferner

Montanaktienmarkt, wo ſich der allgemeine Kursrück-am ü

gang am ſtärkſten auswirkte, Laurahütte von 300 Deutſch-
TLuxemburger, Gelſenkirchen, Hohenlohe, Hoeſch, Rheiniſche
ZBraunkohlen und Rheinſtahl bis zu 200 Scheidemandel

und Deutſche Maſchinen auf das in

Angliederung an Phönix 300 6 ein. Stärker rück-

Als feſt waren nur von Maſchinenfabriken Augs-
burg-Nürnberg mit 50 Humboldt und Krauß Maſchinen
um ungefähr 20 bis 30 96 zu erwähnen.

Jnländiſche Anleihen blieben unverändert. Von ungari-
ſchen Anleihen gab die Ungariſche Goldrente 550 96 und die
Ungariſche Kronenrente 120 nach. Türkiſche Werte waren
gleichfalls ſtärker abgeſchwächt.

Tägliches Geld gegen Schatzwechſel 6,50 Prozent
und darüber, gegen Effekten 7,50—9

Zum Schluß der Börſe konnte ſich trotz des weiteren
Rückganges der ausländiſchen Zahlungsmittel eine mäßige
Befeſtigung des Preisniveagus der Jnduſtriewerte durchſetzen.

Berliner Produktenmarkt.
Berlin, 6. September. Frühmarkt. (Nichtamtlich).

Drahtgepr. Weizenroggenſtroh 570—600, drahtgepr. Hafer-
ſtroh 570600, bindf. gepr. Weizenroggenſtroh 520—560,
geb. Roggenlangſtroh 570—600, los. u. geb. Krummſtroh
470 516, Häckſel 640 680, handelsübl. Heu 540 610,
gutes Heu 610-660, Trockenſchnitzel 1800, Raps 3400
Rapskuchen 1800 1900. Leinkuchen 2700 3100 Kokos
kuchen 3400, Erdnußkuchen 2700, Palmkernkuchen 3000.
Biertrebermelaſſe 1950 für 50 Kilogr. einſchl. Papierſack
Alles ab Verladeſtation.

Mittagsbörſe. (Amtlich). Weizen Märk. 28002700
Roggen Märk. 24002300. Pomm. 2400 2300, Gerſte
Sommer- 2800 2700, Winter- 2200, Hafer, Märk. 2750
bis 2690, Pomm. 2650 2600, Mais loko Berlin 2510
bis 2400, Weizenmehl 7700—8300, Roggenmehl 6000 6500,
Weizenkleie 1650-1700, Roggenkleie 1650 1700, Raps
3200 3300, Erbſen, Viktoria- 4600 48060, kl. Speiſe- 3800

2700, Peluſchken und Ackerbohnen
1700, gelbe 1800 2000,

1800 1850, Torf-
bis 4000, Futter- 2600
2600 2700, Lupinen, blaue 1500
Rapskuchen 1800 1900, Trockenſchnitzel
melaſſe-Miſchung 30. 70 1150 1200.

24 Milliarden neue Noten.
m 7Der Reichsbankausweis für die letzte Auguſtwoche zeigt

wieder eine Zunahme des Umlaufs an Banknoten und
Darlehnskaſſenſcheinen um 23,868. Millionen Mark. Auch
die Kreditbeanſpruchung hat ſich weſentlich verſtärkt.

Berliner Viehmarkt vom 6. September.
Amtlicher Bericht. Auftrieb: 1870 Rinder, 920 Kälber,

275 Schafe, 5692 Schweine, 83 Ziegen und 232 Schweine
aus dem Memelgebiet. Preiſe für einen Zentner Lebend-
gewicht: Ochſen a)-b) 5400—5800 M., e) 48095200 M.
u. Bullen a) 58006000 M., b) 2500--5500 M., e) 4600

6500 M.
3500

c)

M.
6000bis 5000 M. Kühe und Färſen a. u, b.

e) 30005200 5500 M., d) 4600 4800 M.,
Jungvieh 4000 4400 M., Kälber a) 6) 9000 10000 Mc) 8000 8500 M., d) 7000 7500M. e) 6000--6500 M.
Schafe a) 6000-6600 M., b) 5000-5800 M., e) 4300 M.,
Schweine a) 14 000 M. b) 13 000 13500 M., e) 12500
Schweine a) 14 000 M. b) 1300013500 M., e) 12500
12800 M., d) 11500--120000M. e) 10500 11000 M.

g) 11500 12000 M., Marktverlauf: Jn allen Gattungenglatt, ausgeſuchte Ware über höchſte Notierung.
Berliner Fettmarkt vom 6. September.

Butter: Die Nachfrage war in den letzten Tagen
lebhafter und da auch die anderen Märkte höhere Preiſe
meldeten, würde die Notierung um 15 Mark erhöht. Die
heutige amtliche Notierung iſt pro Pfund 1. Qualität 235 M.,
2. Qualität 215 225 M.

Margarine: Die Preiſe wurden um
180-207 M. je nach Qualität erhöht.
Schma lz: Jufolge der- Abſchwächung der Deviſen

gingen die Deviſen Ende der Vorwoche zurück und waren auch
in der Berichtswoche nur geringen Schwankungen unter-
worfen. Auch von Amerika wurden die Angebote etwas
ermäßigt. Die Konſumnachfrage hat ſich infolge dernied-
rigen Preiſe gebeſſert. Die Nqytierung vom 6. September
iſt: Choice Weſtern Steam Mk. 210, Pure Lard in Tiercees
Mark 229., do in kleineren Packungen Mk. 230. Berliner
Bratenſchmalz Mk. 222.

2 M. pro Pfund
auf

S peck: Ruhig. Geſalzener amerikaniſcher Rückenſperk
notiert: 210-240 Mark je nach Stärke.
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Die zweite Frau.
Roman von Anna Sepyfſert-Klinger.

Mahdrugf verboten

J

„Aber Muttchen, wenn nun jemand ſo yort un Huees gegen mich jein wollte,“ wagte eolid eingun

m im ſtillen der Mutter nicht ſo ganz unrecht geben
onnte.

„Nun, und hat ſich dir gegenüber irgendein Mnachſichtig und entgegenkommend gegeigt! gab S

Howald mit erhobener Stimme zurückt, „haſt du ſchon die
langen Arbeitsnächte vergeſſen, die Entbehrungen, welche
du erduldet, um die teuren Blumen kaufen zu können,
welche du als kleine Aufmerkſamkeit deinen Lehrern brachteſt,
um ſie dir ein wenig geneigt zu machen Und mußt du
nicht jede Stunde wahrnehmen, um deinen Pflichten gerecht
werden zu können Die geringſte Verſäumnis würde man
dir zum Vorwurf machen. Ihr könnt beide nur beſtehen,
wenn ihr eure volle Arbeitskraft einſetzt und durchaus korrekt
handelt. Die beſten Jahre meines Lebens habe ich daran-
e euch zu tüchtigen, zielberbußten Menſchen

eranzubilden; mein Werk iſt wohlgelungen, wer aber
n mir verargen, daß ich zittere, wenn ich es gefährdet

Sie hatte ſehr laut geſprochen. Nun ſezte ſie nachdrück-
lich die Terrine auf das Tablett und trug ſie mit den
Suppentellern zugleich hinaus.

Bei all dem Geräuſch hatte man das Oeffnen und
Schließen der Tür nicht wahrgenommen, und ſo war Jrm-
gard, welche früher, als ſie beabſichtigt, heimkehrte, un
geſehene Zeugin des ganzen Geſprächs geworden.

Schmerzlich enttäuſcht, mit verhaltenem Atem lauſchte
ſie, dann ſchlich ſie hinaus, durch das Schlafzimmer in die
Küche und wollte dort ſoeben die Außentür öffnen, als
Frau Howald mit dem Tablett in den Händen eintrat.

Sie erſchrak heftig, als ſie in das verſtörte Mädchen
antlitz ſah. Hatte Jrmaard etwas gehört „Jch habe

T T e e eund Zeſtw acht zu haben. Da

Pulver
zu verwenden. Dies ist natürliches, aus
der Milch gewonnenes Eiweib, ist nahr-

aft und leicht bekömmlich, und eignet
jch vorzüglich zur Bereitung von Pfann-
uchen, Klöben, Kuchen, Torten u. s. W.
an verlange umsonst das Rezeptbuch „C.“ in

den Geschäften. Wenn vergriffen e
hreibe man eine Postkartes an o

Dr. A. Oetker, G
Bielefeld,
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der teuren Motoren!

in wesentlich verbesserter Qualität

Kein Ersatzgemisch, daher größte aſtbarkeit

d

Ihnen Jhre Suppe aufvewahrt, Fräulem,“ ſagte fie mög
ſichſt unbefangen, „darf ich ſie Jhnen gleich auftun

„Danke, Frau Howald,“ Jrmgards Stimme erſtickte faſt,
„ich will Jhnen hier gleich Lebewohl ſagen und für die
mir bewieſene Freundlichkeit danken.“

„Sie haben gelauſcht, Fräulein
„Gegen meinen Willen, Frau Howald, ich hätte kein

Glied rühren, keinen Laut über die Lippen bringen können,
ſonſt würde ich mich bemerkbar gemacht haben. Aber es
iſt gut ſo, und ich finde, daß Sie im Recht ſind.“

„Gewiß bin ich das, liebes Fräulein,“ beſtätigte die
Frau in freundlich ernſtem Ton, „Sie dürfen nicht glauben,
daß ich herzlos bin, ich habe alle Teilnahme für Jhr
Schickſal, aber meine Kinder ſtehen mir doch näher, und
ich fürchte, daß beiden Unannehmlichkeiten daraus erwachſen
können, wenn Sie in unſerem Hauſe bleiben. Wer ſo
ſchutzlos daſteht wie wir, deſſen Name darf durch keinen

getrübt werden, ſonſt iſt die ganze Exiſtenz in
rage geſtellt.“

„Jch ſehe das alles ein, Frau Howald,“ ſagte Jrmgard
müde, „und ich gehe, Sie werden ja einen plauſiblen Vor-
wand dafür finden, daß ich mich entfernt habe.“

„Nein, nein, ſö iſt es nicht gemeint. Ich will Sie ja
nicht verſtoßen, Fräulein, auf ein paar Tage kommt es
nicht an.“

„Jch gehe zu meiner Stiefmutter, das iſt mein
Platz.“ Der Augenblick hatte ihr dieſe Ausrede eingegeben,
als ſie aber wenige Minuten ſpäter auf der Straße ſtand,
vor Kälte erſchauernd, da gewann der flüchtige Gedanke
feſte Geſtalt.

Howald hatte ihr wiederholt geſagt, daß ihre An-
weſenheit hier unbedingt geboten ſei, daß ſie ſcharf über-
wacht werde und böſen Zungen Stoff zu Verleumdungen
gebe, wenn ſie aus Rotenberg fortgehe.

Gewiß, die Stiefmutter war ihr in hohem Grade un-
rra9 und war ihr mit offener Feindſeligkeit begegnet.
lber ihr Vater hatte jener Frau ſein Herz geſchenkt, ſie

war alſo doch vielleicht nicht ſo böſe und herzlos, wie es
jetzt den Anſchein hatte.

Es blieb Jrmgard jedoch überhaupt keine Wahl, denn
hre Anweſenheit hier war Hotwendig. Wäre ſie trotzdew

S
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Vermähblung erwiesenen Aufmerksamßkejſten.
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egangen, ſo hätte ſie ſich großen Unannehmüichkeiten, vielkeiht chlimmerem noch, ausgeſetzt. Die allgemeine Stim
mung war gegen ſie, man mißtraute ihr und beobachtete
ſie ſcharf.

Ihre Abreiſe würde einen Sturm entfeſſelt haben.
Man hätte geglaubt, ſie wolle ein Kapital für ſich in
Sicherheit bringen. Wer weiß, welche verhängnisvollen
Folgen ſie durch einen ſolchen Schritt für ſich herauf-

beſchworen hätte, ſie mochte es nicht ausdenken.
Sie hoffte, mit ihrem ſanften, verföhnlichen Sinn die

Abneigung ihrer Stiefmutter zu überwinden. Sie gehörten
doch nun einmal zuſammen, da würde ſich nachgerade
auch ein Zuſammenleben ermöglichen laſſen.

Während ſie durch den Schnee dahinſchritt, dachte ſie
e darüber nach, warum ihr Vater dieſe Heirat wohl ſo

eheim gehalten hatte. Aus Furcht vor ſeiner Jrmgard
ollte das geſchehen ſein Nein, da mußte wohl noch ein
anderer h erer Grund walten, ein Etwas, das ſich vor
läufig ihrer Beurteilung entzog. Doch gleichviel, der Vater
hatte der Fremden ſeinen Namen gegeben, alſo mußte ſie
ihm auch leb und wert geweſen ſein.

Hätte Jrmgard von dieſer zweiten Heirat Kenntnis
erhalten, als ihr Vater noch am Leben war, ſo würde ihr
Schmerz viel größer darüber geweſen ſein als jetzt, wo ſie
ſeinen Tod beweinte und ſich nach einem Herzen ſehnte,

das mit ihr trauerte.
Julie war nicht wenig erſtaunt, als man ihr meldete,

daß ihre Stieftochter ſie zu ſprechen wünſche. Was wollte
Jrmgard Kam ſie als Anklägerin, oder wollte ſie nur
erfahren, unter welchen Verhältniſſen Petzold ſich zu dieſer
zweiten Heirat entſloſſen hatte. Julie war auf alles
t rbereitet und kampfbereit.

Stehend, in hochmütiger Haltung, erwartete ſie das
junge Mädchen.

Jrmgard warf nur einen Blick auf dieſes ſchöne, ſeelen-
loſe Geſicht. Tapfer überwand ſie ihre Antipathie, mit al
ihrer gewinnenden Liebenswürdigkeit ging ſie auf ihre

(Fortſetzung folgt.)

e eeeeeeeeeeeeereeeeeoeeeeeedde

Merseburg, den 7. September 1922.

Fritz Köhne und Frau

C

Familien Nachrichten.
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Beilage zu Ar. 210 des Merſeburger Tageblattes

ſie [chwierige bage des Cinzelhandels,
Keine Kalkulatjon auf der Grundlage des Wiederbe-

ſchaffungspreiſes. Angemeſſene Berteilung der Laſten
zwiſchen Händler und Verbraucher.

Die täglich ſchwieriger werdende Lage des Einzelhandels
hat die Führer dieſer Wirtſchaftsgruppe veranlaßt, perſön-
ſich beim Reichswirtſchaftsminiſter vorſtellig zu werden.
Die Vertreter des Einzelhandels haben dem Miniſter die
Frage vorgelegt, was die Reichsregierung zu tun gedenke,
um weiteren Verluſten des Betriebskapitals im Einzelhandel,
die zur Einſtellung der Betriebe und damit zur Verſchärfung
der Verſorgungsſchwierigkeiten führen müßten, vorzubeugen.
Ganz beſonders wurde darauf hingewieſen, daß Großhandel
und Jnduſtrie dazu übergegangen ſeien, in Auslandswährung
zu fakturieren, ſo daß dem Einzelhandel nichts anders
übrig bleibe, als den Wiederbeſchaffungspreis ſeinem Ver-
kaufspreiſe zugrunde zu legen.

Ueber den Verlauf dieſer Beſprechung erfahren wir
folgendes:

Jn ſeiner Erwiderung gab der Reichswirtſchaftsminiſter
durchaus die ſchwierige Lage, mit der der Einzelhandel
zu kämpfen hat, zu. Man beſchuldige durchaus unberechtigt
den Einzelhandel, daß er der Preistreiberei Vorſchub leiſte.
Gewiß kommen Einzelfälle vor, aber im allgemeinen ſei zu
beachten, daß im Vergleich mit den Großhandelspreiſen
im Kleinhandel das Tempo ſich verlangſamt. Allerdings ſehe
die Bevökkerung nur die Kleinhandelspreiſe und deshalb
richte ſich der Unwille gegen den Kleinhandel. Gegen die
Preiserhöhung aller vom Ausland bezogenen oder im weſent-
lichen aus ausländiſchen Rohſtoffen hergeſtellten Waren ſeien
wir machtlos: wohl aber frage es ſich, ob die Produzenten.,
von Waren aus heimiſchen Rohſtoffen ſowie die Landwirte
mit den Lebensmitteln, die wir im Jnlande erzeugen, im
Preis mit dem Dollarkurs mitlaufen müſſen. Das müſſe
er beſtreiten, und hier liege eine ungeſunde Preisentwick-
lung vor, die beim Produzenten beginne.

Der Miniſter erklärte weiter, daß das Verlangen des
Großhandels und der Jnduſtrie, der Einzelhändler ſolle
in ausländiſcher Währung bezahlen, eine außerordentliche
UNeberſpannung des Strebens nach Riſikoſicherung darſtelle,
die außerdem zu einer beſchlennigteren Entwertung der
Mark erheblich beitragen würde.

Ebenſo trat der Miniſter auch der vielfach beobachteten
Neigung, die Preiſe in kürzeſter Friſt entſprechend dem je-
weiligen Dollarſtande hinaufzuſetzen, entſchieden entgegen,
indem er ausführte, daß der Kurs der Mark leider zu ſehr
abhängig ſei von dem Stimmungen der ausländiſchen Spe-
kulanten, die ſich nicht durch die wahre Wirtſchaftslage
des Reiches, ſondern lediglich von den politiſchen Ereigniſſen
beeinfluſſen laſſe.

Auf die Frage an den Miniſter, wie er ſich zu der
Anerkennung der Wiederbeſchaffungspreife

ſtelle, erwiderte er etwa folgendes: Der Standpunkt
der Reichsregierung iſt in der Plenarſitzung des
Reichstags vom 14. Juns 1922 von dem Reichsfinanzmi-
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niſter dahin gekennzeichnet worden, daß die Wiederbeſchaf-
fungskoſten nur dann berückſichttigt werden können, wenn
eine Notmarktlage nicht vorliegt. An dieſer Auffaſſung
hat ſich nichts geändert. Beſteht keine normale Marktlage
und man wird bei der heutigen Geſtaltung des Waren-
marktes, insbeſondere der Zurückhaltung der Lieferanten und
der zögernden Bedarfsdecküng des Handels dieſes annehmen
müſſen ſo iſt

der Verkaufspreis nach wie vor auf der Grundlage der
individnellen Geſtehnungskaſten zu errechnen,

wie ſie in Anlehnung an die amtliche Begründung der Preis-
treibereiverordnung vom Reichsgericht entwickelt worden ſind.
Es ſoll nicht verkannt werden, daß dieſe Berechnungsart
bei der ſprunghaft fortſchreitenden Geldentwertung zu einer
Minderung des Betriebskapitals und damit zu volkswirt-
ſchaftlich unerwünſchten Folgen führen kann. Dieſem Um-
ſtand hat das Reichsgericht Rechnung getragen und in ſeiner
Entſcheidung vom 7. Juli 1921 anerkannt, daß dem zwiſchen
Ein- und Verkaufszeit entſprechenden Sinken des Geld-
wertes Rechnung zu tragen ſei. Die BVerückſichtigung ver
Geldentwertung darf jedoch nicht bis zur vollen Abgeltung
des eingetretenen Wertunterſchiedes gehen. Nur eine an
gemeſſene Verteilung der durch das Sinken der deutſchen
Währung herbeigeführten Laſten zwiſchen Händler und Ver-
braucher wird zugelaſſen,

nicht aber die Abwälzung der geſamten Laſt auf den
Verbraucher.

Es entſteht nur die Schwierigkeit, zu entſcheiden, nach
welchem Maßſtab die Berückſichtignug der Geldentwertung er-
folgen ſolle. Das willkürliche Ermeſſen der Gerichte und
der Verwaltungsbehörden führt zu ſtarken Unterſchieden in
der Beurteilung mit allen ihren nachteiligen Folgen. Nun
haben ſich innerhalb der Händlerſchaft ſeit einiger Zeit ſelb-
ſtändig gewiſſe Maßſtäbe für die Preisbildung herausge-
bildet, mit dem Beſtreben, eine gewiſſe Mittellinie einzu-
halten. So zieht man z. B. als Maßſtab für den Umfang
der Geldentwertung den vom Statiſtiſchen Reichsamt monat-
lich herausgegebenen Lebenshaltungsinder heran.

Der Verkäufer iſt hiernach berechtigt, für eine im Funi
eingekanfte u. im Juli verkaufte Ware der im Vormoniet des
Verkaufs eingetretenen Geldentwertung von beiſpielsweiſe
etwa 32 Prozent durch einen entſprechenden Aufſchlag
Rechnung zu tragen.

Der ſo gewonnene Preis wird vielfach hinter dem Tages-
preis zurückbleiben, weil bei den heutigen ſchnellen Verände-
rungen des Preisniveaus die Bekanntgabe des Jnderx hinter
herhinktt. Ohne gerade dieſer Berechnungsart für alle Fälle
den Vorzug zu geben, ſtehe ich nicht an, in einem ſolchen
Vorgehen der beteiligten Kreiſe ſelbſt, das einen Ausgleich
der widerſtreitenden Jntereſſen erſtrebt, gerade wegen der
freiwilligen Uebernahme der Verantwortung einen erheblichen
Fortſchritt zu erblicken. An Stelle des ſchwankenden Be-
griffs „Berückſichtigung der Geldentwertung“ gilt es, einen
feſten Maßſtab zu ſehen und einen Ausgleich zu finden
zwiſchen den Forderungen des Handels und denjenigen der
breiten Verbrauchermaſſen, denen die ſoforkige Anpaſſung der
Preiſe an die aus der Notmarktlage ſich ergebenden Tages-
preiſe nicht zugemutet werden kann.

Arbeitgeber und Arbeiterwohnungen.
Die allenthalben herrſchende und dauernd noch ſtei-

gende Wohnungsnot zeigt bereits jetzt n. 7 in
mit der Wohnungsfrage nicht unmittelbar in rbindu
ſtehende Kreiſe übergreifen. Das Bedenkliche hierbei i
vor allem, daß die Wohnungsfrage eben heutzutage eine
Sache des öffentlichen Rechts iſt. Es kann zwar nicht be
ſtritten werden, daß dieſer Umſtand ſehr viel für ſich
hat, ſoweit er die wirtſchaftlich Schwachen bis zu einem ge
wiſſen Grade vor dauernder Wohnungsloſigkeit ſchützt. Nun
beſteht ja ſchon ſeit längerer Zeit in faſt allen Gemeinden
ein ſog. Baufond, der ſich immer wieder aus freiwilligen
Spenden und aus Abſtandsbeträgen bei drohender Gefahr
der Zimmerbeſchlagnahme ergänzt. Tenkinge erzielt man
durch dieſes Verfahren in kleineren Gemeinden, vor allem
in ſolchen, die keine größeren Jnduſtrien aufzuweiſen haben,
weſentliche Erfolge. Aber in größeren Orten, die einem
beträchtlichen Bewohnerzuſtrom ausgeſetzt ſind und die durch
das Vorhandenſein größerer Betriebe beträchtliche Arbeiter
maſſen zu beherbergen haben, bedeutet der Baufond einen
Tropfen auf den den heißen Stein.

Nun hat man ſich dadurch zu helfen verſucht, daß man
in das Kommunalabgabengeſetz vom 14. Juli 1893 einens 9a eingeftügt hat. Vieſer s gibt den Gemeinden das Recht,

Beiträge zum Baue von r zu erheben. Bei-tragspflichtig ſind danach die Arbeitgeber, unter deren Ar-
beitern ſich eine Wohnungsnot bemerkbar macht. Sie ſind
indes zu derartigen Abgaben nur dann verpflichtet, wenn
ſie in der Gemeinde ihres Betriebes 20 Arbeiter beſchäf-
tigen und die Ausſicht beſteht, daß durch das erwähnte
Verfahren tatſächlich die Wohnungsnot unter ihren Ar-
beitern behoben wird. Dieſes letztere iſt ein weſentlicher
Punkt des 5 9a. Die Arbeitgeber ſind in dem Augenblicke
zur Erledigung eines Beitrages nicht mehr t
wenn die in Angriff genommenen oder geplanten oh
nungsdauten nicht ihren eigenen Arbeitern zugute kommen
Es ſei gleich hier erwähnt, daß zwar als Arbeitgeber alle
natürlichen und juriſtiſchen Perſonen gelten: alſd z. B. auch
der Staat, die Provinz uſw., daß aber die Privatbetriebe
am ſchwerſten durch dieſe allerdings nicht ganz billige
Beſtimmung getroffen werden.

Wenn man diefes Verfahren ſchon einmal als billig
anerkennt, kann man es nur begrüßen, daß die Gemeinden
das Recht haben, aus einer Re beitragspflichtiger Ar
beitgeber eine Beitra h zu bilden. Dadurch
wird einmal das Beitragsverfahren vereinfacht, u von
allem wird ein wahlloſes Bauen und damit eine Ver
terung des Ortsbildes vermieden. Die Beitragsge f
kommen in erſter Linie ſo zuſtande, daß Arbeitgeber zu
ſammengefaßt werden, die ein Intereſſe daran haben, auf
dieſem oder jenem Gelände die Bauten in Anbetracht der
Lage ihrer Betriebe erbauen zu laſſen.

Wir kommen zur Würdigung dieſes Bauzwanges. Wie
ſchon erwähnt, ſind Arbeitgeber zum Baue nur dann ver
pflichtet, wenn ſie in der betr. Gemeinde mindeſtens 20
Arbeiter beſchäftigen. Sodann ſind die a vor Fertigſtellung dert Bauten feſtzuſetzen. Es iſt nicht möglich na a

lich noch Beträge einzufordern, wenn z. B. die Baufkoſten



höher ſind, als ſie veranſchlagt waren. Es i ſtden Arbeit-
n durch dieſe Beſtimmung auch die Möglichkeit gegeben

auf die re die Bauweiſe, die Zuprteng der ein
zelnen Wohnungen und die Feſtſetzung ihres Mietwertes
einen weſentlichen Einfluß auszuüben. Eine Erleichterung
für die Beitragspflichtigen iſt auch der Umſtand „daß von
ihnen nur die Koſten zu decken ſind, die nach Abzug des
durch die durchſchnittliche Miete S Teiles der
Baukoſten noch übrig bleiben. Befreit von der Beitrags.
pflicht ſind Arbeitgeber, die insbeſondere nach dem l. Januar
1919. von ſich aus für ihre Arbeiter in entſprechender Weiſe
Wohnungsbauten unternommen haben.

Man kann in den letzerwähnten Beſtimmungen ein Ent-
gegenkommen gegenüber den Arbeitgebern erblicken (das aller-
dings auch billig iſt. Aber andererſeits darf nicht über-
ſehen werden, daß die Beittragsgemeinſchaften die Verpflich-

haben, die Unbequemlichkeit der Unterverteilung der zu
zahlenden Beiträge auf ſich zu nehmen und für ſie Richt
linien n re Vor allem hat die Jnduſtrie
an den Wohnungen, für die ſo außerordentlich große Beträge
opfern muß, weder Eigentums- noch freies Verfügungsrecht.
Hat ein Betrieb z. B. einem Arbeiter die Arbeit gekündigt, ſo
hat der Fabrikherr abgeſehen von dem Wege der Klage, der
v endlos iſt und ſelten zum Ziele führt, nur dann die
Möglichkeit, die Räumung der Wohnung von dem gekündigten
Arbeiter zu verlangen, wenn er für eine andere Unterkunft
geſorgt hat.

Dieſer letzte Umſtand iſt vielleicht der für die Beur
teilung des entwickelten Bauverfahrens wichtigſte. Man ſtelle
ſich einen Betrieb von mehreren hundert oder tauſend Ar-
beitern vor, von denen beiſpielsweiſe ein Viertel die nach
dieſem Bauzwange erbauten Häuſer bewohnt. Nun wird
mit der Zeit einer großen Anzahl dieſes Viertels die Ar-
beit gekündigt. So hat der Fabrikherr in den von ihm
für ſeine Arbeiter erbauten Häuſer Leute wohnen, die mit
ſeinen Betriebe nichts mehr zu tun haben. Hinzu kommt,
daß bei dem heutigen Mangel an gelernten Arbeitern die
Betriebe heute gezwungen ſind, ſich ſolche von auswärts zu
holen. Nun wird heute nicht einmal ein Arbeitsloſer an
einen anderen Ort verziehen, ſofern er nicht die Sicherheit
einer Unterkunft daſelbſt hat. Aus dieſem Grunde hat ja
die Jnduſtrie zum Teil auch ſchon von ſich aus Bauten von
Arbeiterwohnungen in die Wege geleitet. Dieſe waren jedoch
ihr Eigentum und ihrer Verfügungsgewalt unterworfen.
Jm Falle des behördlichen Bauzwanges ſind aber die Werke
nicht mehr in der Lage, auswärtigen Arbeitern Unterkunft
zu bieten und ſomit dieſe überhaupt einzuſtellen

Politiſche Rundſchau
Proteſt der zeitungsverieger

gegen cie Unterbindung der Preſſejreiheil.
Jn, der kürzlich in Weimar abgehaltenen Vorſtands-

ſitzung des Vereins Deutſcher t n a (Herausgeber
der Deutſchen Tageszeitungen) E. V., wurde folgende Proteſt
reſoluttion beſchloſſen:

„Namens der von ihm nahezu ausnahmslos vertretenenr Tageszeitungen den hatte der VereinWeut r Zeitungsverleger anläßlich der Beratungen über
das Geſetz zum Schutze der Republik der beſtimmten Erwar-

wartung Ausdruck gegeben, die Handhabung der Beſtim
mungen des Geſetzes werde auf die beſondere Eigenart der
Verhältniſſe und Aufgaben der deutſchen politiſchen Tages-
preſſe die unbedingt erforderliche Rückſicht nehmen. Dieſe

Erwartung hat getäuſcht. Die Verwaltungspraxis ſprach
vielmehr in zahlreichen Fällen Verbote auf rund des
Geſetzes aus, ohne daß nach Ueberzeugung der verſtändigen
Preſſeorganiſationen der geſetzliche Tatbeſtand für ein Ver-
bot vorlag. Da die bisher bei den beteiligten Regierungs-
ſtellen unternommenen Schritte ohne Erfolg waren, ſieht
ſich der Verein Deutſcher Zeitungsverleger mit ſeinen das
ganze Reich umfaſſenden Kreivereinen nunmehr genötigt,
die geſamte Oeffentlichkeit auf dieſe Verhältniſſe aufmerk-
ſam zu machen. Das bisherige Vorgehen der Verwaltungs-
behörden muß in nächſter Zeit der Unterbindung jeglicher wir-
kungsvollen kritiſchen Beſprechung und zu ſchließlicher Un-
fruchtbarkeit des politiſchen öffentlichen Lebens, ſowie zur
völligen Lähmung jeder öffentlichen Betätigung aller Volks-
kreiſe führen und damit der Verfaſſung des Reiches die
Grundlagen entziehen Angeſichts dieſer Gefahren rufen die be
vollmächtigten Vertreter der deutſchen Zeitungsverlegerſchaft,
beſonders auch die den Regierungsparteien mexheſtehenden
Zeitungen, die Regierungen und Parlamente zu beſchleunigter
Abhilfe auf.

Eine Eingabe Dr. Streſemanns über den Poſtbezug
der Zeitungen.

Reichstagsabgeordneter Dr. Streſemann hat an den
Reichspoſtminiſter eine Eingabe gerichtet, in der er im
Jntereſſe des Zeitungsgewerbes fordert, daß die Reichs-
poſtverwaltung mit ſofortiger Wirkung die Beſtimmung auf-
heben' möge, wonach der Poſtbezug der Zeitungen auf ein
ganzes Vierteljahr im Voraus und zwar 34 Tage vor
Beginn des Vierteljahres feſtgelegt werden muß. Es ſei
für den Zeitungsverleger eine Unmöglichkeit, die Preiſe
für den Bezug der Zeitungen im voraus für einen Zeitraum
von vier Monaten feſtzulegen und ſich auf die freiwillige
Nachzahlung der Poſtbezieher zu verlaſſen. Zuſammen mit
den übrigen Umſtänden ſei dieſe Beſtimmung von ver-
hängnisvoller Wirkung auf die Zeitungsverlage. Wenn die
vorzugsweiſe auf den Poſtbezug angewieſenen Zeitungen
überhaupt noch weiter beſtehen ſollen, ſo müſſe fürs erſte
dieſe Beſtimmung fallen. Angeſichts der Notlage der Preſſe
ſei eine entſprechende beſchleunigte Verfügung der Reichs-
poſtverwaltung unbedingt notwendig.

Die Arbeiterverſicherung gegen Arbeitsloſigkeit.
Wie wir erfahren, hat die Regierung den Geſetzentwurf

über die Arbeiterverſicherung gegen Arbeitsloſigkeit fertig ge-
ſtellt und dem Reichswirtſchaftsrat zugehen laſſen. Das
Geſetz ſieht vor eine Verſicherung aller Arbeiter und Ange-
ſtellten gegen Arbeitsloſigkeit, ſoweit ſie der Verſicherung
durch die Krankenkaſſen und durch die Reichsverſicherung
unterliegen. Die Beiträge ſind zu einem Drittel von den
Arbeitnehmern, zu einem Drittel von den Arbeitgebern auf-
zubringen, das letzte Drittel wird vom Reich, von den Län-
dern und Gemeinden getragen. Die Gewerkſchaften haben
ſich ebenfalls bereits mit dieſem Geſetz beſchäftigt. Die
radikale Gruppe in den Gewerkſchaften lehnt das Geſetz
ab, wogegen die gemäßigtere es befürwortet. So z. B.
ſind die Bergarbeiter für die Durchführung dieſer Ge-
ſetzes. Wo aber kommen die Mittel dafür her?

„Der Frankhunger der freien Bauern“.
Eine Berliner Abendzeitung brachte am 4. September

unter dieſer Ueberſchrift die Meldung, daß die Landwircrt-
ſchaftskammer des Saargebietes die Einführung des Franken
für die landwirtſchaftliche Produktion fordere, und zugleich
den Antrag geſtellt habe, die Grenzen nach dem Weſten für
die Ausfuhr der ſaarländiſchen Bodenerzeugniſſe zu öffnen.
Wir halten es wohl für möglich, daß die Meldung an und
für ſich zutreffend iſt, müſſen aber betonen, daß die Wieder
gabe in dieſer Form und mit redaktionellem Zuſatz. „Offen-

bar ſoll die ſaarländiſche Bevölkerung, die keine Frank hat,verhungern,“ und vor allem die gewählte cher Ur
durchaus leichtfertig. Die „Landwirtſchaftskammer des Saar-
gebietes“ läßt ſich nicht mit den im übrigen Deutſchland be-
ſtehenden Landwirtſchaftskammern und iſt nicht als Jnter-
eſſenvertretung des land wirtſchaftlichen Berufsſtandes ihres
Gebietes anzuſehen. Sie iſt der Landwirtſchaft des Saar-
gebietes gegen ihren ausdrücklichen Willen aufgezwungen
worden, und nicht etwa, wie die übrigen deutſchen Landwirt-
ſchaftskammern aus einer freien Wahl hervorgegangen. Du-
rauf iſt in der deutſchen Preſſe bereits mehrfach hingewieſen
worden, insbeſondere als bei der Einſetzung der „Landwirt-
ſchaftskamer“ die land wirtſchaftlichen Organiſationen des
Saargebietes Einſpruch gegen die willkürliche Einſetzung einer
„Jntereſſenvertretung“ durch die Regierungskommiſſion er
hoben.

Ein Ruſſe über die Zuſtände in Deutſchland
Jn der Moskauer „Prawda“ ſchildert der bolſchewiſtiſche

Gewerkſchaftler Loſowski ſeine Reiſe durch Deutſchland unter
falſchem Namen. Loſowski machte das Betreten deutſchen
Bodens bei der geradezu lächerlich ſchlechten Grenzbewachung
keinerlei Schwierigkeiten. Seine Schilderungen aus dem
ſetzten Gebiete ſind überaus intereſſant. Sehr treffend

arakteriſiert er dabei die niedrigen Mittel der franzö-
ſiſchen Regierung zur Unterjochung und Ausbeutung
Deutſchlands:

„Kaum fährt man in Koblenz und Trier ein, ſo fällt
einem die gewaltige Menge franzöſiſcher Soldaten und Offi-
ziere auf. Es ſind auserleſene Truppen. Jhre Aufgabe iſt
es, in alle Ewigkeit die Deutſchen daran zu erinnern, daß
ſie geſchlagen ſind, daß ſie den Krieg verloren haben, und
daß der Hauptſchuldige an der Zertrümmerung Deutſchlands
Frankreich iſt. Die nach vielen Zehntauſenden zählenden
franzöſiſchen Soldaten, die, ſich auf deutſchem Gebiete be-
finden, ſind die ſtändige Urſache von Zuſammenſtößen und
Konflikten. Die Truppen dürfen ſich nicht in innerdeutſche
Angelegenheiten einmiſchen: tatſächlich tun ſie es aber tkäg-
lich. Der Haß der Deutſchen gegen die Franzoſen iſt um
ſo größer, als ſie nach Deutſchland farbige Truppen gebracht
haben, die ſich bekanntlich gleichfalls mit dem Schutze der
Ziviliſation und Kultur gegen die deutſche Barbarei befaſſen.

as beſetzte Gebiet reißt immer wiederum die Wunde auf, die
Deutſchland der Krieg geſchlagen hat, und aus dem be-
ſetzten Gebiete her wird in dem geſamten deutſchen Volk
ein furchtbarer Haß geboren, dabei muß bemerkt werden,
daß der Haß des Durchſchnittsdeutſchen gegen die Franzoſen
ebenſo groß iſt wie gegen die Polen

Wie iſt die Stimmung der Arbeiter
in den beſetzten Gebieten Jch habe wenig Gelegenheit
gehabt, mit Arbeitern zu ſprechen. Jch bin mit nur wenig
Arbeitern zuſammengetroffen und nur ſo weit, als dieſe Zu-
ſammenkünfte mit meiner Reiſe zuſammenhingen. Nach An-
ſicht dieſer Genoſſen iſt jedoch der Haß gegen die Beſatzungs-
armee bei den Arbeitern nicht geringer als bei der anderen
Bevölkerung.

Hier im beſetzten Gebiet iſt beſonders anſchaulich die
Politik Frankreichs zu erkennen. Wer praktiſche Erfahrung
hat, merkt hier, wie Frankreich den Samen des Chauvinis-
mus ſät. Wenige Tage der Beobachtung in dieſen Städten
genügen, um dieſe dumpfe Feindſeligkeit und den immer
mehr und mehr zunehmenden Haß zu erkennen. Die Be-
ſetzung des Rheinlandes iſt eine ſtändige Bedrohung des
europäiſchen Friedens und kann bedeutend ſchneller, als
viele dies glauben und ahnen, zu einem europäiſchen Kriege
führen. Die franzöſiſche Bourgeoiſie ſät Wind auf dem
Boden Deutſchlands, und ſelbſt mit bloßem Auge iſt es
zu ſehen, daß Frankreich bald Sturm ernten wird.“
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